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	< Editorial

Gedanken zur Zukunft der Bundeswehr 
gemacht. Das klingt spektakulär, ist 
aber eigentlich eine Selbstverständ-
lichkeit.

Mehr Geld für die Zivilbeschäftigten 
des Bundes! In harten Einkommensver-
handlungen das bestmögliche Ergebnis 
auszuhandeln ist das eine, die dazuge-
hörigen Tarifverträge und das entspre-
chende Bundesbesoldungs- und Bun-
desversorgungsanpassungsgesetz sind 
das andere. Ich hoffe sehr, dass das Er-
gebnis baldmöglichst umgesetzt ist. 
Genug Geld für die Zivilbeschäftigten? 
Wie so oft werden manche mit diesem 
Ergebnis nicht glücklich sein und haben 
an der einen oder anderen Stelle deut-
lich mehr erwartet. Aber wie so oft ist 
das Ergebnis das Produkt langer, hart-
näckiger Verhandlungen des dbb beam-
tenbund und tarifunion mit der soge-
nannten Arbeitgeberseite, die eine ganz 
andere Zielsetzung verfolgt. Ein Kom-
promiss muss beide Verhandlungspart-
ner zufriedenstellen und ich meine, der 
dbb beamtenbund und tarifunion hat 
das bestmögliche Ergebnis erzielt. Da-
für bin ich unseren Verhandlern dank-
bar, besonders dann, wenn Unbeteiligte 
den Erfolg für sich reklamieren wollen. 
Selbstverständlich hätten unserer Spit-
zenvertreter als Vollblutgewerkschaft-
ler liebend gerne noch bessere Ergeb-
nisse präsentiert, das ist doch klar. 
Nicht vorstellen möchte ich mir dage-
gen den Zustand, wenn sich schwache 
Einzelgewerkschaften mit Partikular
interessen gegenüber starken Arbeit
gebern verteidigen müssten. Dann 
hätten wir ganz andere Ergebnisse zu 
akzeptieren!� >

mehr Geld für die Bundeswehr! Presse-
meldungen zufolge hat die Bundeswehr 
Rekordausgaben für das Jahr 2020 an 
die NATO gemeldet und wird diesen 
Rekord im Jahr 2021 noch übertreffen. 
Das verdanken wir wesentlich der zivi-
len Bundeswehrverwaltung und ihren 
Partnern, das darf nicht verschwiegen 
werden.

Mehr Geld ist nicht genug! Weitaus 
mehr Geld wird benötigt, um nicht nur 
das berühmte Zwei-Prozent-Ziel der 
NATO endlich zu erreichen, sondern 
um die Bundeswehr wieder angemes-
sen auszustatten. Was ist angemes-
sen? Die Bundesministerin und der Ge-
neralinspekteur haben sich deshalb 
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	< Die geballte Faust in 
der Tasche und Wut 
im Bauch?

Natürlich ist es mehr als är-
gerlich, dass der Einstieg in 
die Rückführung der Wo-
chenarbeitszeit, also das 
Ende von 41-Stunden-Wo-
chenarbeitszeit für Bundes-
beamte, in die nächste Legis-
latur vertagt wurde. Der 
selbsternannte Beamten-
freund Seehofer hätte bei 
einem Entgegenkommen in 
der Sache sicherlich sehr viele 
Beamten als neue Freunde 
bekommen, aber als Bundes-
innenminister ließ er diese 
große Chance ungenutzt. 
Schade drum! Damit ist die 
gemeinsame Forderung der 
Bundesbeamtenverbände 
aber noch lange nicht erle-
digt.

	< Der Wahlkampf 
nimmt Fahrt auf

Das Wohlergehen unserer 
Mitglieder liegt mir besonders 
am Herzen, dabei helfen mir 
besonders unsere Personalrä-
te vor Ort. Darüber hinaus be-
trachte ich gemeinsam mit 
den Personalräten und den 
VBB-Funktionsträgern sehr 
aufmerksam die Entwicklung 
der politischen Lage im Super-
wahljahr. Auf verschiedenen 
Ebenen finden konstruktive 
Gespräche statt, damit die 
Wehrverwaltung nicht unter 
die Räder kommt, also nicht 
von politischen Fehlentwick-
lungen überrollt wird. Da 
bleibt die gesamte Bundeslei-
tung sehr wachsam! Neben 
der verteidigungspolitischen 
Dimension verdeutliche ich 
gezielt die regionale Dimensi-
on für die jeweiligen Stand
orte im Hinblick auf Kaufkraft 
und Entwicklung. Verteidi-
gungspolitik ist auch Wirt-
schaftspolitik. Zumindest in 
Rheinland-Pfalz nimmt dies 
nicht nur der Innenminister 
sehr ernst. Wir bleiben im Ge-
spräch.

Zurück zu Bundeswehrinter-
na. Unsere Positionen waren 

und sind klar, die Positionen 
der wahlkämpfenden Partei-
en werden immer klarer. Für 
Sie, liebe Mitglieder, setzen 
wir uns mit Vehemenz ein, 
damit „rote Linien“ aufge-
zeigt werden und akzeptable 
Handlungsoptionen entwi-
ckelt werden.

	< Interview mit  
der Präsidentin  
Hauröder-Strüning

Tragende Säulen der Wehr-
verwaltung sind die großen 
Bundesoberbehörden. Wer 
diese Säulen schwächt, de-
stabilisiert die ganze Bundes-
wehr, das muss der Politik 
klar sein. Mir kommt es dar-
auf an, die manchmal unter-
schätzte Bedeutung dieser 
Säulen hervorzuheben. Wer 
könnte dies besser als die 
Frau an der Spitze der Säule? 
Nachdem wir die Präsidentin 
des BAPersBw Grohmann im 
Interview hatten, darf ich 
nun die Präsidentin BAIUDBw 
Hauröder-Strüning als Inter-
viewpartner präsentieren.

	< Fahr mit dem Rad

Noch mehr als in anderen 
Jahren freue ich mich in die-
sem Jahr ganz besonders auf 
den Frühling. Die ersten war-
men Sonnenstrahlen drau-
ßen in freier Natur bewegen 
das Herz und beflügeln den 
Geist. Wer die Möglichkeit 
hat, wird vielleicht darüber 
nachdenken, alternativ mit 
dem Fahrrad den Arbeitsweg 
zurückzulegen. Das ist gut für 
die Gesundheit, gut für die 
Umwelt und liegt absolut im 
Trend. Gute Fahrräder haben 
allerdings ihren Preis, die 
Nachfrage bleibt hoch. Ihr 
Nachbar hat ein schickes 
E-Bike als JobRad vom Arbeit-
geber, als Leasing-Modell zu 
sehr attraktiven Bedingun-
gen, erzählt er Ihnen. Ach, 
beim Arbeitgeber Bundes-
wehr gibt es das nicht, wie 
schade, bekommen Sie süffi-
sant zu hören. Wo es doch so 
schön und so preiswert ist. Ja, 
wenn das so toll ist, warum 

haben wir dieses Angebot 
nicht auch bei der Bundes-
wehr, fragen Sie sich. Einige 
an der Sache interessierte 
Mitglieder haben auch beim 
VBB nachgefragt, denn im 
Thema ist in mehrfacher Hin-
sicht Bewegung. Als passio-
nierter Radler bin ich der 
scheinbar einfachen Frage 
nachgegangen und habe den 
aktuellen Stand aus verschie-
denen Quellen zusammenge-
tragen. Lesen Sie den über
raschend umfangreichen 
Beitrag und wundern Sie sich 
an den richtigen Stellen.

	< Vom JobRad zum 
JobTicket

Es soll nicht nur bei der Bun-
deswehr Beschäftigte geben, 
die keine vernünftige Mög-
lichkeit haben, den Arbeits-
weg mit dem Fahrrad zurück-
zulegen. Diese nach wie vor 
sehr große Anzahl von Men-
schen ist auf den öffentlichen 
Personennahverkehr ange-
wiesen und darf diesen in 
vollen Zügen genießen, wenn 
nicht das private Fahrzeug 
benutzt wird. Der häufig 
recht teure ÖPNV ist eine 
umweltfreundliche Alternati-
ve, die mit einem Jobticket 
finanziell deutlich attraktiver 
gestaltet werden kann. Nun 
hat der Bund eine Rahmen-
vereinbarung abgeschlossen 
und gesetzlich die Möglich-
keit eröffnet, einen Arbeitge-
berzuschuss unabhängig von 
der Statusgruppe zu gewäh-
ren. Zusammen mit unseren 
Personalräten arbeiten wir 
daran, dass unser Ressort das 
Momentum nutzt. Lesen Sie 
mehr im Heft über diese er-
freuliche Entwicklung.

	< Die Nachfrage  
nach IT explodiert 
regelrecht

Die Technik für Homeoffice 
fehlt, überschrieb diese Tage 
die Tageszeitung Rheinpfalz 
einen Beitrag zur Lage in der 
öffentlichen Verwaltung. 
Alle reden von der Digitali-
sierung, unsere Mitglieder 

auch! Der Aufruf zum maxi-
malen Homeoffice zeigt, 
dass eben nicht alle Beschäf-
tigten optimal mit mobiler IT 
ausgestattet sind und auch 
dass die Prozesse noch nicht 
durchgehend digitalisiert 
sind. Wer besser werden 
will, muss seine Schwächen 
kennen, aber sich seiner 
Stärken bewusst sein. Die 
Verbesserung der Digitalisie-
rung verläuft rasant, aber 
die Erwartungen an den 
Fortschritt sind zwangsläu-
fig sehr hoch. Es reicht 
deshalb nicht, die sehr star-
ke, aber in Teilen noch man-
gelnde Bedarfsdeckung zu 
beschimpfen. Die Wirkzu-
sammenhänge und die Lö-
sungsansätze sind leider 
sehr komplex und letzten 
Endes bedarf es eines strate-
gischen, neuangepassten 
Ansatzes. Zum Beispiel die 
Änderung des Ausstattungs-
konzeptes hin zu maximaler 
Mobilität. Ebenso müssen 
Digitalisierungsversäumnis-
se nachgeholt werden, wie 
es eben auch in vielen ande-
ren Behörden und Unterneh-
men momentan ansteht. 
Dabei muss allerdings immer 
das Machbare im Vorder-
grund stehen. Aktuell sind 
beispielsweise IT-Hardware 
oder Serverkapazitäten stark 
limitiert, weil eben alle nach-
holen müssen. Ein Insider 
hat seine Gedanken zur Digi-
talisierung bei der Bundes-
wehr zu Papier gebracht und 
das soll Ihnen nicht vorent-
halten werden.

Sie sehen, der VBB ist an vie-
len Stellen und Themen aktiv. 
Ich stimme Werner von Sie-
mens zu: „Es kommt nicht da-
rauf an, mit dem Kopf gegen 
die Wand zu rennen, sondern 
mit den Augen die Tür zu fin-
den.“ Viel Spaß beim Lesen 
wünscht Ihnen

Dr. Hans Liesenhoff, 
Bundesvorsitzender
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Videokonferenz des MdB Oster mit der 
Bundesministerin der Verteidigung Kramp-
Karrenbauer zum Standort Koblenz-Lahnstein
„Koblenz-Lahnstein ist mit rund 10.000 Soldatinnen und Soldaten sowie Zivilbediensteten der größte 
und vielleicht wichtigste Standort Deutschlands“, so der Bundestagsabgeordnete Josef Oster, der auch 
stellvertretendes Mitglied des Verteidigungsausschusses ist und Gastgeber dieser gelungenen Ver
anstaltung war. In der sehr gut besuchten Videokonferenz stand als hochrangige Vortragende die 
Bundesministerin der Verteidigung, Annegret Kramp-Karrenbauer Rede und Antwort. Teilgenommen 
haben auch der Bundesvorsitzende Dr. Liesenhoff, Mitglieder der Bundesleitung VBB sowie des Bundes-
vorstands VBB, Personalräte des BAAINBw und interessierte Gäste.

AKK-Bekenntnis festigt 
auch Bindung zwischen 
Bundeswehr und Region

In Richtung aller am 
Standort stationierten 
Soldatinnen, Soldaten 
und zivilen Beschäftig-
ten sendete die Bundes-
verteidigungsministerin 
ein eindeutiges Signal: 
„Das, was hier in unter-
schiedlichsten Funktio-
nen geleistet ist, ver-
dient allergrößten 
Respekt.“

Als stellvertretendes 
Mitglied des Verteidi-
gungsausschusses, als 
Koblenzer Abgeordne-
ter, Stadtratsmitglied 

und Bürger zog MdB 
Oster ein ausnahms-
los positives Fazit der 
Videodiskussion: 
Neben einem deutli-
chen Personalauf-
wuchs – gesucht wer-
den beispielsweise 
viele hochqualifizierte 
Fachkräfte – wird 
auch kräftig in die In
frastruktur investiert. 
„Das klare Bekenntnis 
der Verteidigungsmi-
nisterin zum Standort 
Koblenz-Lahnstein 
festigt die Beziehung 
zwischen Bundeswehr 
und unserer Region. 
AKK baut auf die Ar-
beit am Standort Kob-
lenz-Lahnstein.“�

©
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©
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Statement VBB zum Positionspapier  
„Gedanken zur Bundeswehr der Zukunft“
Der VBB begrüßt ausdrücklich den Ansatz von Bundesministerin 
Annegret Kramp-Karrenbauer, die Bundeswehr zukunftsfest 
zu machen.

Das Positionspapier befasst sich 
im Wesentlichen mit sicherheits-
politischen und militärischen, 
ansatzweise mit Rüstungsfra-
gen. Im Zuge der Prüfungen 
sollen auch die zivilen Bereiche 
genau untersucht werden.

Gerne möchte der VBB einen 
Beitrag dazu leisten, dass auch 
die Bundeswehrverwaltung zu-
kunftsfest wird. Die getroffe-
nen Festlegungen des Positi-
onspapiers lassen bereits jetzt 
Auswirkungen auf die Zivilbe-
schäftigten der Bundeswehr 
erkennen.

Im Einzelnen:

1.	� Der Fokus der Streitkräfte 
soll neben der Bündnisver­
teidigung wieder stärker 
auf der Landesverteidigung 
liegen.

Der VBB begrüßt das, weil dies 
der unverändert geltende ur-
sprüngliche Auftrag des 
Grundgesetzes an die Streit-
kräfte – niedergelegt in 
Art. 87a Grundgesetz – ist.

2.	� Um Menschen mit viel­
fältigen Talenten und hoher 
Motivation zu gewinnen, 
sollen unter anderem 
attraktive Laufbahnen an­
geboten werden.

Auch diese Forderung unter-
stützt der VBB nachdrücklich. 
Es kann für junge Frauen und 
Männer, die sich für einen Dienst 
in den Streitkräften entschei-
den, sicherlich nichts attrakti-
ver sein, als auch tatsächlich 
eine militärische Laufbahn und 
Karriere innerhalb der Streit-
kräfte zu absolvieren. Ebenso 
wünschen sich Beamtinnen 
und Beamte sowie Tarifbe-
schäftigte adäquate Verwen-
dungen in der Bundeswehrver-
waltung mit entsprechenden 
Karrieremöglichkeiten.

3.	� Die Truppe soll wieder 
gestärkt werden und der 
Stabslastigkeit der Bundes­
wehr soll entgegengewirkt 
werden.

Auch hier stimmt der VBB zu. 
Schlanke Strukturen sind im-

mer 
erstre-
benswert! 
In diesem Zu-
sammenhang ist aller-
dings darauf hinzuweisen, 
dass in den letzten Jahren 
sowohl im BMVg als auch auf 
Ebene der großen zivilen Bun-
desämter intensive und sehr 
zeitaufwändige Organisati-
onsprüfungen durch einen 
externen Dienstleister statt-
gefunden haben. Nicht Ge-
genstand der Überprüfung 
war allerdings, ob eine 
Wahrnehmung der Aufga-
ben durch Soldatinnen und 

Sol-
daten 

innerhalb 
der Bundes-

wehrverwaltung sinn-
voll und verfassungsgemäß ist.

Im Organisationsbereich Per-
sonal sind zurzeit 45 Prozent 
aller Führungsdienstposten ab 
Besoldungsgruppe A 16 auf-
wärts militärisch besetzt. Ver-
drängungseffekte gibt es auch 
im mittleren und gehobenen 
Dienst.

Es bleibt also viel zu tun!  
Der VBB ist dabei!�

Zurück zur Sache
Corona macht offensichtlich kreativ. Vielleicht 
wirft auch die Bundestagswahl ihre Schatten vor-
aus und man lässt wahlkampf- oder koalitions-
sondierende Versuchsballons aufsteigen, um zu 
prüfen, wie groß die Empörung ist. Zurückrudern 
ist ja immer noch möglich!

Nur so lässt es sich erklären, 
dass in den letzten Monaten 
Ideen sprießen, die mit den 
Vorgaben des Grundgesetzes 
(GG) nicht im Einklang stehen. 
Soldatinnen und Soldaten sol-

len vermehrt die Leitung von 
zivilen Ämtern der Bundes-
wehrverwaltung übernehmen 
oder der Generalinspekteur 
soll bis hin zur Gleichstellung 
mit einem beamteten Staats-

sekretär gestärkt werden. Be-
sonders interessant ist die Tat-
sache, dass sogar eine Idee aus 
dem Waffenarsenal der AfD 
Eingang in die Forderungen ei-
ner bisher dem Rechtsstaat 
verpflichteten Partei gefunden 
hat. Während die AfD sich 
2019 in ihrem Grundsatzpapier 
„Streitkraft Bundeswehr“ mit 
der Forderung nach der Einfüh-
rung eines Generalstabes be-
gnügt, strebt die FDP nun so-
gar die Errichtung eines 
„Generalführungsstabes“ an. 

Welche Allianzen werden hier 
geschmiedet? Wer hat hier der 
FDP die Feder geführt? Kann 
dies als Koalitionsangebot ver-
standen werden?

Es ist eigentlich ganz einfach: 
Die Verfassung legt eine orga-
nisatorische und personelle 
Trennung von Streitkräften ei-
nerseits und Bundeswehrver-
waltung andererseits fest. 
Dem interessierten Kreis muss 
der historische und über die 
Jahrzehnte diskutierte Hinter-

© Pavlofox auf Pixabay.com
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grund nicht erläutert werden. 
Mit dem Dresdner Erlass von 
2012 wurde diese Trennung 
aufgeweicht, und zwar in eine 
Richtung: Soldatinnen und Sol-
daten übernehmen zivile Auf-
gaben.

Wenn man sich jedoch ent-
schließt, von den Vorgaben des 
Grundgesetzes abzuweichen, 
so kann dies nur aus gewichti-
gen Gründen unter Abwägung 
verschiedener Wertungen des 
Grundgesetzes geschehen. 
Nicht nur die aktuelle perso-
nelle Fähigkeitslage in den 
Streitkräften lässt große Zwei-
fel aufkommen, dass der ver-
fassungsrechtliche Auftrag der 
Streitkräfte, der Verteidigung 
des Landes zu dienen, gestärkt 
wird, wenn gleichzeitig Aufga-
ben der Bundeswehrverwal-
tung übernommen werden.

Abgekürzt lässt sich feststel-
len, dass in keinem der bisher 
veröffentlichten Papiere auch 
nur der Versuch unternom-

men wurde, zu begründen, 
warum Soldatinnen und Sol-
daten entgegen den Vorgaben 
des Grundgesetzes Aufgaben 
der Bundeswehrverwaltung 
übernehmen sollten. Die Be-
gründungspflicht hierfür liegt 
bei denjenigen, die solches 
fordern und nicht bei denjeni-
gen, die ihren verfassungs-
rechtlichen Auftrag erfüllen 
möchten.

Insbesondere die Forderung 
der FDP, dass der Generalins-
pekteur einem beamteten 
Staatssekretär gleichgestellt 

werden soll, stellt einen Bruch 
mit den Ideen der Väter und 
Mütter des GG dar. Sie wider-
spricht der Vorgabe einer 
zivilen Führung von Bundes
ministerien durch die Bundes-
minister/-innen und ihre Ver-
treter, den beamteten 
Staatssekretären und Staats
sekretärinnen. Die Forderung, 
den Staatssekretären und 
Staatssekretärinnen im BMVg 
nur noch die Verantwortung 
für Haushalt und Ausrüstung, 
nicht aber mehr für Personal 
und Infrastruktur zuzubilligen, 
steht so offenkundig im Wer-

tungswiderspruch zu den ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben 
von Art. 87b GG, dass man dies 
nur mit (Er-)Staunen zur Kennt-
nis nehmen kann.

Eine Demokratie lebt vom 
Diskurs und der inhaltlichen 
Auseinandersetzung. Als Inter-
essensverband der zivilen Be-
schäftigten der Bundeswehr 
bringen wir uns gerne ein. Aber 
bitte, kehrt zurück zur Sache, 
und seid nicht blind auf dem 
zivilen Auge! Wägt eure Forde-
rungen ab, wenigstens ansatz-
weise!�
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Zukunft Bundeswehr?
Die FDP hat im Januar 2021 wesentliche Programmpapiere zur 
Zukunft der Bundeswehr veröffentlicht: „Moderne Führungsstruk-
turen für das Verteidigungsministerium und die Bundeswehr“ 
sowie ein Programm zur Reform des Rüstungsmanagements: 
„Moderne Ausrüstung, effiziente Verwaltung – Beschaffungs
prozess der Bundeswehr reformieren“.

Der Verband der Beamten  
und Beschäftigten der Bundes-
wehr e.V. (VBB) begrüßt aus-
drücklich, wenn sich die im 
Deutschen Bundestag vertre-
tenen Parteien engagiert für 
Verbesserungen in Organisati-
on und Ausrüstung der Bun-
deswehr einsetzen.

Bei einer komplexen Organi
sation wie der Bundeswehr ist 
es auch richtig, sämtliche Pro-
zesse zu beleuchten. Es ist 
auch nicht nur zulässig, son-
dern ausdrücklich zu begrüßen, 
wenn konkrete Vorschläge, wie 
in den Programmen der FDP, 
erfolgen. Es gehört zu einem 
erfolgreichen offenen Diskurs 
auch, wenn neben Vorschlä-
gen, die selbstverständlich 
die Zustimmung des VBB fin-
den würden, auch so manch 
Bewährtes zur Diskussion ge-
stellt wird.

Unsere Zustimmung finden na-
türlich insbesondere die Vor-
schläge, die es sowohl der mi-
nisteriellen Führung als auch 
unserer Beschaffungsorganisa-
tion erlaubt, die eigene Arbeit 
effizienter zu gestalten. Unsere 
Sympathie gilt daher in der Be-
schaffungsorganisation ganz 
besonders den Vorschlägen, 
die sich auf Erleichterungen 

nationaler und europäischer 
gesetzlicher Regelungen mit 
Bezug zur Beschaffung stehen, 
also im parlamentarischen 
Raum zu lösen sind.

Die Vorschläge, auch zur neuen 
Führungsorganisation, sind im 
Wesentlichen bekannt. Sie sind 
ein geballtes Konglomerat von 
Programmen und Ideen, die in 
den letzten Jahren zum Teil in-
tensiv in Politik, BMVg und 
Bundeswehr bereits diskutiert 
worden sind.

Die von den Freien Demokra-
ten vorgeschlagenen Verände-
rungen lassen allerdings den 
Schluss zu, dass die Analyse 
nicht alle tatsächlichen und 
rechtlichen Gegebenheiten 
vollständig umfasst hat. Die 
Vorschläge bedürfen daher der 
kritischen Begleitung durch 
den VBB.

Ohne an dieser Stelle auf 
Details eingehen zu können, 
darf konstatiert werden: Man-
che Vorschläge führen unseres 
Erachtens nicht zu effektiven 
Verbesserungen in der Bundes-
wehr, sondern sind kontrapro-
duktiv.

Richtig ist zwar: Das komple-
xe Gefüge von Ministerium, 

Streitkräften sowie Organisa-
tion und Personal, insbeson-
dere auch in Bezug auf die 
Ausrüstung muss „in einem 
Guss“ betrachtet werden, da-
mit es „wie aus einem Guss“ 
funktioniert. Wir vermissen 
an diesen Programmen der 
FDP jedoch die angemessene 
Würdigung des unverzichtba-
ren Anteils der zivilen Kolle-
ginnen und Kollegen, der 
schlicht aus sachlichen und 
fachlichen Erwägungen not-
wendigen, tragenden Rollen – 
und zwar in der Bundeswehr, 
ob in Ministerium, Verwal-
tung oder Beschaffung. Die-
ser hier offensichtlich nicht 
oder nur einseitig analysierte 
Aspekt ist für das vollständi-
ge Bild, für ein vollständiges, 
rundes Reformprogramm 
jedweder Partei, die sich 
eine effektive Bundeswehr 
wünscht, unabdingbar.

Der Verband der Beamten 
und Beschäftigten der Bundes-
wehr e.V. (VBB) ist in wesentli-
chen Schaltstellen der Bundes-
wehr in tragenden Positionen 
vertreten und verfügt über ein 
flächendeckendes Netz an 
Experten, im Ministerium, der 
Verwaltung in und außerhalb 
der Streitkräfte sowie der Be-
schaffung.

Wir stehen den Verteidi-
gungsexperten der FDP daher 
gerne beratend und beglei-
tend zur Verfügung. Wir 
werden uns aktiv an die Ver-
teidigungspolitiker der FDP 
wenden, schon um das Bild 
der Bundeswehr insgesamt, 
des Ministeriums und Be-
schaffung, mit unserem Wis-
sen zu vervollständigen und, 
soweit erforderlich, zu korri-
gieren.

Abschließend eine Anmer-
kung, die sich an alle im Bun-
destag vertretenen Parteien 
richtet:

Unsere Realität ist eine pro-
fessionalisierte Bundeswehr 
ohne Wehrpflicht, die nicht 
zuletzt durch eine verbesser-
te Ausrüstung, gute Organi-
sation und effektiven Perso-
naleinsatz schlagkräftiger 
werden soll. Dafür steht auch 
der VBB. Es gewinnt für unse-
re Armee aber gerade des
wegen zunehmend an Be
deutung, dass sowohl die 
historisch wohlerwogene 
Aufgabenteilung im Grund-
gesetz als auch der Primat 
der Politik in seiner parla-
mentarischen Verankerung 
und Garantie nicht angetas-
tet werden darf.�

Verband der Beamten und Beschäftigten der Bundeswehr e.V.

www.vbb-bund.de

Baumschulallee 18 a · 53115 Bonn · Telefon 0228.389270 · mail@vbb-bund.de
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Interview mit Frau 
Präsidentin BAIUDBw 
Hauröder-Strüning
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Frau Präsidentin Hauröder-
Strüning, Sie leiten das Bundes-
amt für Infrastruktur, Umwelt-
schutz und Dienstleistungen 
der Bundeswehr bereits seit 
2017. Sicher war aber keines 
Ihrer Amtsjahre so turbulent 
wie die letzten zwölf Monate?

Zu Beginn meiner Amtszeit 
war ich der Meinung, dass ich 
die meisten meiner neuen Zu-
ständigkeitsbereiche in allen 
Ausprägungen bereits kenne. 
Im Laufe meiner Vorverwen-
dungen durfte ich ja schon 
vielfältige Erfahrungen im Be-
reich Infrastruktur und Um-
weltschutz sammeln. Den Be-
reich Dienstleistungen, sei es 
die Verpflegung oder das Tra-
vel Management, kannte ich 
natürlich aufgrund der Berüh-
rungspunkte innerhalb der 
Abteilung IUD des BMVg, in 
der ich langjährig tätig war.

Anfang 2017 mussten mein 
Leitungsbereich und ich uns 
aber wegen akuter Probleme 
sofort intensiv um das Thema 
und die Kolleginnen und Kolle-
gen im Travel Management 
kümmern. Das war zu Beginn 
meiner Zeit als Präsidentin 
eine sehr fordernde Aufgabe. 
Wir haben es schließlich ge-
meinsam geschafft, das Travel 
Management auf den Stand 
zu bringen, den die Kunden 
und wir verdient haben. Dar-
auf bin ich stolz und allen Be-
teiligten sehr dankbar.

Die Pandemie der letzten 
zwölf Monate bringt natürlich 
auch für unser Amt besondere 
Herausforderungen mit sich. 
Dazu gehört leider auch, dass 
sich in den vergangenen 
Monaten Angehörige des 
BAIUDBw im privaten Umfeld 
mit dem Virus infiziert haben. 
Diese Fälle bereiten mir natür-
lich Sorge. Umso dankbarer 
bin ich, dass bisher alle Betrof-
fenen wieder genesen sind 
und wir im Kollegenkreis keine 
Sterbefälle zu betrauern ha-
ben. In diesem Zusammen-
hang hat sich bewährt, dass 
wir im BAIUDBw und seinen 
Dienststellen schon sehr früh 

auf eine konsequente Umset-
zung von Hygiene- und Ab-
standsregeln gesetzt haben. 
Ebenso haben wir unseren 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern – dort wo es die Tätig-
keit zulässt – selbstverständ-
lich ein sicheres Arbeiten aus 
dem Homeoffice nahegelegt 
und ermöglicht. Allerdings 
hatten wir schon vor der Krise 
einen relativ hohen Anteil an 
Telearbeitern. Derzeit sind im 
Amt rund 89 Prozent aller Kol-
leginnen und Kollegen mit ei-
ner mobilen IT-Ausstattung 
ausgestattet. Die strikte Um-
setzung der Schutzmaßnah-
men hat dazu geführt, dass 
wir auch in der Fläche, bei den 
Bundeswehr-Dienstleistungs-
zentren, dem Zentrum Brand-
schutz oder dem Verpfle-
gungsamt der Bundeswehr, 

ein Infektionsgeschehen ha-
ben, das deutlich unter dem 
öffentlichen Niveau verläuft. 
Seit Beginn der Krise stehen 
wir natürlich auch in sehr en-
gem Austausch mit unseren 
Dienststellen im Ausland und 
haben damit einen guten Ein-
blick in die Situation der euro-
päischen Nachbarstaaten so-
wie den USA. Glücklicherweise 
sind auch hier bisher keine 
Mitarbeiterinnen oder Mitar-
beiter ernstlich erkrankt. Ich 
bin sehr stolz auf meine Kolle-
ginnen und Kollegen in den 
jeweiligen Dienststellen und 
auch im Amt, die die Verant-
wortung für die Gesundheit 
aller mittragen und die Maß-
nahmen mit Disziplin und 
Optimismus umsetzen. An 
dieser Stelle möchte ich be-
sonders auch die Verantwort-

lichen im Bereich des Arbeits-
schutzes dankend erwähnen, 
die für die gesamte Bundes-
wehr gemeinsam mit dem 
Kommando Sanitätsdienst die 
richtigen Empfehlungen und 
Entscheidungen treffen müs-
sen. Auch den Kolleginnen 
und Kollegen in den Kranken-
hausverwaltungen der Bun-
deswehrkrankenhäuser, die 
als Servicebereich vor Ort Teil 
der jeweiligen Bundeswehr-
dienstleistungszentren sind, 
gebührt natürlich besonderer 
Dank.

Und schließlich freue ich mich 
ganz besonders über die ver-
trauensvolle Zusammenarbeit 
mit den Gleichstellungsbeauf-
tragten und Gremien meines 
Org-Bereichs, die sich gemein-
sam mit uns für das Wohl der 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter einsetzen.

Trotz der Einschränkungen 
durch COVID-19 standen wir 
2020 – und stehen wir auch in 
diesem Jahr – mit beiden Bei-
nen im Tagesgeschäft. Ein Bei-
spiel: Wir haben weiterhin 
den Infrastrukturbedarf der 
Bundeswehr im In- und Aus-
land sowie in den Einsätzen 
gedeckt. Mit Investitionen von 
rund 1,1 Milliarden Euro in na-
tionale Baumaßnahmen konn-
te das Bauvolumen im Ver-
gleich zum Vorjahr sogar 
leicht gesteigert werden. Ent-
sprechend haben wir trotz 
Pandemie viele Bauvorhaben 
termingerecht an den Nutzer 
übergeben können. Die Bun-
deswehr-Feuerwache am 
Standort Altengrabow, die 
hochmoderne Standortschieß-
anlage Eschbach oder die neue 
Sporthalle des Gebirgsjäger-
bataillons in Mittenwald sind 
hier nur einige Beispiele für 
erfolgreich abgeschlossene 
Projekte.

Das BAIUDBw trägt auch  
den Umweltschutz im Namen. 
Ein Thema, das nach Ende der 
Pandemie sicher wieder sehr 
stark in den Fokus rücken wird. 
Kann Ihr Amt da Schritt hal-
ten?� >
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Aus dem Bereich Umwelt-
schutz möchte ich Ihnen bei-
spielhaft von einem Projekt 
berichten: Im Juli haben wir 
auf dem Flugplatz der WTD 61 
in Manching ein innovatives 
Grundwasser-Sanierungspro-
gramm gestartet. Diese erst-
mals in einer Bundeswehr-
Liegenschaft ausgeführte 
Maßnahme soll zukünftig ver-
hindern, dass mit per- und po-
lyfluorierten Chemiekalien 
(PFC) kontaminiertes Grund-
wasser das Kasernengelände 
verlässt. Dieses Projekt ist des-
wegen so wichtig, weil es eine 
weltweite PFC-Problematik 
gibt: Nicht nur Behörden, son-
dern auch private Unterneh-
men müssen sich heute den 
Altlasten aus per- und polyflu-
orierten Chemikalien stellen. 
Sie sehen, wir haben auch auf 
diesem wichtigen Feld nicht 
nur in der Bundeswehr eine 
Vorreiterrolle inne.

Das BAIUDBw ist für die Pla-
nung und Abrechnung von 
Dienstreisen der gesamten Bun-
deswehr verantwortlich. Ist hier 
in Zeiten von Reisebeschrän-
kungen und Homeoffice Ar-
beitskraft frei geworden, die an 
anderer Stelle genutzt wurde?

Dienstreisen sind seit Beginn 
der Pandemie aus nachvollzieh-
baren Gründen deutlich zu-
rückgegangen. Trotzdem war 
und ist das für das Travel Ma-
nagement absolut kein Grund, 
eine Arbeitspause einzulegen. 
Die Kolleginnen und Kollegen 
konnten die geringere Belas-
tung durch das Reisegesche-
hen nutzen, die ausstehende 
notwendige Überprüfung des 
Abrechnungswesens abzuar-
beiten. Aber der Bereich Travel 
Management besteht ja nicht 
nur aus dem Bereich Dienstrei-
sen. Hier läuft das Geschäft 
auch im Bereich Trennungs-
geld, Umzugskosten und vor 
allem bei der Beratung und bei 
Beschwerden unvermindert 
weiter. Mit der Festlegung der 
Krisenstufe 2a durch das Aus-
wärtige Amt kamen sogar zu-
sätzliche Aufgaben für die Kol-
leginnen und Kollegen hinzu.

Natürlich haben wir bei der 
Fülle an Zuständigkeiten un-
seres Amtes niemals Mangel 
an Beschäftigung. Das Gegen-
teil ist der Fall – wir gewinnen 
neue Aufgaben hinzu: Im Juli 
2017 wechselte die Verant-
wortung für den Vollzug und 
die Überwachung nach dem 
Gesetz zur Umweltverträg-
lichkeitsprüfung für militäri-
sche Rohrfernleitungen von 
Landes- auf Bundesebene.  
Das BMVg übergab nun zum 
1. Januar 2021 die Verant-
wortlichkeiten für die militäri-
schen Pipelineanlagen dem 
BAIUDBw. Damit ist nunmehr 
erstmals eine einzige Bundes-
behörde mit dem neuen Fach-
bereich „ÖrABw – militäri-
sches Pipelinesystem“ als 
Genehmigungsbehörde für 
die Kraftstoffversorgung der 
Bundeswehr in Deutschland 
über das Pipelinesystem ver-
antwortlich. Künftig wird sich 
bei uns ein neunköpfiges 
Team dieser neuen Aufgabe 
annehmen.               

Frau Präsidentin, wir sprachen 
bereits über Herausforderun-
gen in Zeiten von COVID-19. 
Birgt die Krise Ihrer Meinung 
nach auch Chancen für das 
BAIUDBw?

Die Pandemie hat sich zum Be-
schleuniger der Digitalisierung 
in allen Lebensbereichen ent-
wickelt. Uns ist nun noch deut-
licher bewusst geworden, dass 
auch die öffentliche Verwal-
tung mit diesen Anforderun-
gen Schritt halten muss. Ich 
denke, da hat bei den meisten 
Beteiligten ein Bewusstseins-
wandel stattgefunden. Ich be-
obachte ganz konkret, dass 
zum Beispiel nicht nur die Ak-
zeptanz gegenüber Online-
Meetings, sondern auch die 
Offenheit digitale Kommunika-
tion zu nutzen und sich die 
notwendigen Fertigkeiten an-
zueignen, rasant gewachsen 
sind. In vielen Bereichen der öf-
fentlichen Verwaltung müssen 
wir uns daher selbstkritisch die 
Frage stellen, warum dieses 
Bewusstsein oder auch schlicht 
der Wille, diese Transformati-

on anzugehen, nicht schon vor-
her da war. Die Notwendigkeit 
der Digitalisierung ist selbst-
verständlich keine direkte Fol-
ge von COVID-19. Bereits davor 
war der Strukturwandel der 
Arbeitswelt in vollem Gange. 
Auch hier handelt es sich um 
ein globales Phänomen, das 
von der Bundeswehr und von 
uns als BAIUDBw nicht unbe-
achtet bleiben kann. Für uns 
sind diese Themen also nicht 
neu. Bereits in den letzten Jah-
ren haben wir weitreichende 
Maßnahmen zur Vereinbarkeit 
von Familie und Dienst auf den 
Weg gebracht und erfolgreich 
umgesetzt. Besonders die ver-
stärkte Nutzung digitaler Kom-
munikation in den letzten 
Monaten hat bewiesen, dass 
uns noch viele Möglichkeiten 
offenstehen, um Dienst und 
Privatleben noch besser aufei-
nander abzustimmen. Zugege-
ben – für den nachgeordneten 
Bereich fehlt leider noch an 
mancher Stelle die IT-Ausstat-
tung. Wir bemühen uns daher 
im Rahmen unserer Möglich-
keiten, hier schnell abzuhelfen. 
Für mich ist deswegen klar, 
dass wir diesen schon einge-
schlagenen Weg konsequent 
fortsetzen müssen, um auch 
weiterhin ein attraktiver Ar-
beitgeber zu bleiben.

Wo liegen besondere Arbeits-
schwerpunkte und worauf kön-
nen sich die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des BAIUDBw 
im laufenden Jahr einstellen?

Ein wichtiges Vorhaben hat 
das Ziel, das BAAINBw im Be-
reich der Beschaffung zu ent-
lasten. Hierfür soll die Be-
schaffung von Material, das 
handelsüblich auf dem Markt 
zur Verfügung steht und kei-
nen Waffensystembezug auf-
weist, in den sogenannten 
Einkauf der Bundeswehr über-
führt und durch das BAIUDBw 
übernommen werden. Das 
Verfahren wird damit kürzer 
und wir haben daneben die 
Möglichkeit, mit unseren de-
zentralen Stellen näher an der 
Truppe den Bedarf zu decken. 
Diese Anpassung können wir 

nur gemeinsam mit dem 
BAAINBw angehen. Ein 
Schwerpunkt liegt dabei im 
Bereich des Kommando Sani-
tätsdienst. Hier werden in 
der Mehrzahl handelsübliche 
Produkte benötigt.

Ein besonderes Augenmerk le-
gen wir in diesem Jahr auch 
auf die Neuordnung der zivilen 
Brandschutzorganisation. Die 
zivile Brandschutzorganisation 
des Organisationsbereiches 
IUD ist für den vorbeugenden 
und abwehrenden Brand-
schutz der Bundeswehr im In-
land zuständig. Der abwehren-
de Brandschutz wird dabei 
derzeit durch das Zentrum für 
Brandschutz mit seinen 53 
Feuerwachen und vier Regio-
nalstellen verantwortet.

Verbesserungen lassen sich 
natürlich nicht nur durch Um-
bau der Organisationsstruktur 
erreichen. So haben wir be-
gonnen, auch unsere Arbeits-
abläufe weiter zu optimieren. 
Hierfür haben wir zum Bei-
spiel das Projekt „Gute Ver-
waltung“ ins Leben gerufen. 
Mithilfe dieser Initiative sollen 
unnötige administrative 
Hemmnisse im Arbeitsalltag 
identifiziert und dann abge-
baut werden. Damit sollen 
Freiräume für ungestörtes, 
konzentriertes Arbeiten, Krea-
tivität und Innovationen ge-
schaffen werden. Schon kurz 
nach Projektstart wurden 
dazu 20 Maßnahmen identifi-
ziert. Um weiterhin gute Ar-
beit zu leisten, bedarf es nach 
meiner Einschätzung auch 
weiterhin ehrlicher Wert-
schätzung für die Kolleginnen 
und Kollegen. Daher freut es 
mich, dass wir zum Beispiel 
Dienstpostenhebungen nach 
A 13z und A 13/14 bei mehre-
ren Bundeswehr-Dienstleis-
tungszentren erreichen konn-
ten. Ich denke, dass solche 
Signale sehr wichtig sind.

Grundsätzlich hoffe ich für 
2021, dass wir unsere erfolg-
reiche Arbeit gemeinsam und 
vor allem gesund fortsetzen 
können.�
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